
 

 

§ 1 Keine Strafe ohne Gesetz 

(1) Eine Strafe oder eine vorbeugende Maßnahme darf nur 
wegen einer Tat verhängt werden, die unter eine 
ausdrückliche gesetzliche Strafdrohung fällt und schon zur 
Zeit ihrer Begehung mit Strafe bedroht war. 

(2) Eine schwerere als die zur Zeit der Begehung 
angedrohte Strafe darf nicht verhängt werden. Eine 
vorbeugende Maßnahme darf nur angeordnet werden, 
wenn zur Zeit der Begehung diese vorbeugende 
Maßnahme oder eine der Art nach vergleichbare Strafe 
oder vorbeugende Maßnahme vorgesehen war. Durch die 
Anordnung einer bloß der Art nach vergleichbaren 
vorbeugenden Maßnahme darf der Täter keiner 
ungünstigeren Behandlung unterworfen werden, als sie 
nach dem zur Zeit der Tat geltenden Gesetz zulässig war. 

§ 2 StGB Begehung durch Unterlassung 

Bedroht das Gesetz die Herbeiführung eines Erfolges mit 
Strafe, so ist auch strafbar, wer es unterläßt, ihn 
abzuwenden, obwohl er zufolge einer ihn im besonderen 
treffenden Verpflichtung durch die Rechtsordnung dazu 
verhalten ist und die Unterlassung der Erfolgsabwendung 
einer Verwirklichung des gesetzlichen Tatbildes durch ein 
Tun gleichzuhalten ist. 

§ 3 StGB Notwehr 

 (1) Nicht rechtswidrig handelt, wer sich nur der 
Verteidigung bedient, die notwendig ist, um einen 
gegenwärtigen oder unmittelbar drohenden rechtswidrigen 
Angriff auf Leben, Gesundheit, körperliche Unversehrtheit, 
sexuelle Integrität und Selbstbestimmung, Freiheit oder 
Vermögen von sich oder einem anderen abzuwehren. Die 
Handlung ist jedoch nicht gerechtfertigt, wenn es 
offensichtlich ist, daß dem Angegriffenen bloß ein geringer 
Nachteil droht und die Verteidigung, insbesondere wegen 
der Schwere der zur Abwehr nötigen Beeinträchtigung des 
Angreifers, unangemessen ist. 

(2) Wer das gerechtfertigte Maß der Verteidigung 
überschreitet oder sich einer offensichtlich 
unangemessenen Verteidigung (Abs. 1) bedient, ist, wenn 
dies lediglich aus Bestürzung, Furcht oder Schrecken 
geschieht, nur strafbar, wenn die Überschreitung auf 
Fahrlässigkeit beruht und die fahrlässige Handlung mit 
Strafe bedroht ist. 

§ 4 StGB Keine Strafe ohne Schuld 

Strafbar ist nur, wer schuldhaft handelt. 

§ 5 StGB Vorsatz 

 (1) Vorsätzlich handelt, wer einen Sachverhalt 
verwirklichen will, der einem gesetzlichen Tatbild 
entspricht; dazu genügt es, daß der Täter diese 
Verwirklichung ernstlich für möglich hält und sich mit ihr 
abfindet. 

(2) Der Täter handelt absichtlich, wenn es ihm darauf 
ankommt, den Umstand oder Erfolg zu verwirklichen, für 
den das Gesetz absichtliches Handeln voraussetzt. 

(3) Der Täter handelt wissentlich, wenn er den Umstand 
oder Erfolg, für den das Gesetz Wissentlichkeit 
voraussetzt, nicht bloß für möglich hält, sondern sein 
Vorliegen oder Eintreten für gewiß hält. 

§ 6 StGB Fahrlässigkeit 

 (1) Fahrlässig handelt, wer die Sorgfalt außer acht läßt, zu 
der er nach den Umständen verpflichtet und nach seinen 
geistigen und körperlichen Verhältnissen befähigt ist und 
die ihm zuzumuten ist, und deshalb nicht erkennt, daß er 
einen Sachverhalt verwirklichen könne, der einem 
gesetzlichen Tatbild entspricht. 

(2) Fahrlässig handelt auch, wer es für möglich hält, daß er 
einen solchen Sachverhalt verwirkliche, ihn aber nicht 
herbeiführen will. 

(3) Grob fahrlässig handelt, wer ungewöhnlich und 
auffallend sorgfaltswidrig handelt, sodass der Eintritt eines 
dem gesetzlichen Tatbild entsprechenden Sachverhaltes 
als geradezu wahrscheinlich vorhersehbar war. 

§ 7 StGB Strafbarkeit vorsätzlichen und fahrlässigen 
Handelns 

 (1) Wenn das Gesetz nichts anderes bestimmt, ist nur 
vorsätzliches Handeln strafbar. 

(2) Eine schwerere Strafe, die an eine besondere Folge 
der Tat geknüpft ist, trifft den Täter nur, wenn er diese 
Folge wenigstens fahrlässig herbeigeführt hat. 

§ 8 StGB Irrtümliche Annahme eines rechtfertigenden 
Sachverhaltes 

Wer irrtümlich einen Sachverhalt annimmt, der die 
Rechtswidrigkeit der Tat ausschließen würde, kann wegen 
vorsätzlicher Begehung nicht bestraft werden. Er ist wegen 
fahrlässiger Begehung zu bestrafen, wenn der Irrtum auf 
Fahrlässigkeit beruht und die fahrlässige Begehung mit 
Strafe bedroht ist. 

§ 9 StGB Rechtsirrtum 

 (1) Wer das Unrecht der Tat wegen eines Rechtsirrtums 
nicht erkennt, handelt nicht schuldhaft, wenn ihm der 
Irrtum nicht vorzuwerfen ist. 

(2) Der Rechtsirrtum ist dann vorzuwerfen, wenn das 
Unrecht für den Täter wie für jedermann leicht erkennbar 
war oder wenn sich der Täter mit den einschlägigen 
Vorschriften nicht bekannt gemacht hat, obwohl er seinem 
Beruf, seiner Beschäftigung oder sonst den Umständen 
nach dazu verpflichtet gewesen wäre. 

(3) Ist der Irrtum vorzuwerfen, so ist, wenn der Täter 
vorsätzlich handelt, die für die vorsätzliche Tat 
vorgesehene Strafdrohung anzuwenden, wenn er 
fahrlässig handelt, die für die fahrlässige Tat. 

§ 10 StGB Entschuldigender Notstand 

 (1) Wer eine mit Strafe bedrohte Tat begeht, um einen 
unmittelbar drohenden bedeutenden Nachteil von sich 
oder einem anderen abzuwenden, ist entschuldigt, wenn 
der aus der Tat drohende Schaden nicht 
unverhältnismäßig schwerer wiegt als der Nachteil, den sie 
abwenden soll, und in der Lage des Täters von einem mit 
den rechtlich geschützten Werten verbundenen Menschen 
kein anderes Verhalten zu erwarten war. 

(2) Der Täter ist nicht entschuldigt, wenn er sich der 
Gefahr ohne einen von der Rechtsordnung anerkannten 
Grund bewußt ausgesetzt hat. Der Täter ist wegen 
fahrlässiger Begehung zu bestrafen, wenn er die 
Voraussetzungen, unter denen seine Handlung 
entschuldigt wäre, in einem Irrtum angenommen hat, der 
auf Fahrlässigkeit beruhte, und die fahrlässige Begehung 
mit Strafe bedroht ist. 

§ 11 StGB Zurechnungsunfähigkeit 

Wer zur Zeit der Tat wegen einer Geisteskrankheit, wegen 
einer geistigen Behinderung, wegen einer tiefgreifenden 
Bewußtseinsstörung oder wegen einer anderen schweren, 
einem dieser Zustände gleichwertigen seelischen Störung 
unfähig ist, das Unrecht seiner Tat einzusehen oder nach 
dieser Einsicht zu handeln, handelt nicht schuldhaft. 

§ 12 StGB Behandlung aller Beteiligten als Täter 

Nicht nur der unmittelbare Täter begeht die strafbare 
Handlung, sondern auch jeder, der einen anderen dazu 
bestimmt, sie auszuführen, oder der sonst zu ihrer 
Ausführung beiträgt. 

§ 13 StGB Selbständige Strafbarkeit der Beteiligten 

Waren an der Tat mehrere beteiligt, so ist jeder von ihnen 
nach seiner Schuld zu bestrafen 



 

 

§ 14 StGB Eigenschaften und Verhältnisse des Täters 

 (1) Macht das Gesetz die Strafbarkeit oder die Höhe der 
Strafe von besonderen persönlichen Eigenschaften oder 
Verhältnissen des Täters abhängig, die das Unrecht der 
Tat betreffen, so ist das Gesetz auf alle Beteiligten 
anzuwenden, wenn diese Eigenschaften oder Verhältnisse 
auch nur bei einem von ihnen vorliegen. Hängt das 
Unrecht der Tat jedoch davon ab, daß der Träger der 
besonderen persönlichen Eigenschaften oder Verhältnisse 
die Tat unmittelbar ausführt oder sonst in bestimmter 
Weise an ihr mitwirkt, so muß auch diese Voraussetzung 
erfüllt sein. 

(2) Betreffen die besonderen persönlichen Eigenschaften 
oder Verhältnisse hingegen ausschließlich die Schuld, so 
ist das Gesetz nur auf die Beteiligten anzuwenden, bei 
denen diese Eigenschaften oder Verhältnisse vorliegen. 

§ 15 StGB Strafbarkeit des Versuches 

 (1) Die Strafdrohungen gegen vorsätzliches Handeln 
gelten nicht nur für die vollendete Tat, sondern auch für 
den Versuch und für jede Beteiligung an einem Versuch. 

(2) Die Tat ist versucht, sobald der Täter seinen Entschluß, 
sie auszuführen oder einen anderen dazu zu bestimmen 
(§ 12), durch eine der Ausführung unmittelbar 
vorangehende Handlung betätigt. 

(3) Der Versuch und die Beteiligung daran sind nicht 
strafbar, wenn die Vollendung der Tat mangels 
persönlicher Eigenschaften oder Verhältnisse, die das 
Gesetz beim Handelnden voraussetzt, oder nach der Art 
der Handlung oder des Gegenstands, an dem die Tat 
begangen wurde, unter keinen Umständen möglich war. 

§ 16 StGB Rücktritt vom Versuch 

 (1) Der Täter wird wegen des Versuches oder der 
Beteiligung daran nicht bestraft, wenn er freiwillig die 
Ausführung aufgibt oder, falls mehrere daran beteiligt sind, 
verhindert oder wenn er freiwillig den Erfolg abwendet. 

(2) Der Täter wird auch straflos, wenn die Ausführung oder 
der Erfolg ohne sein Zutun unterbleibt, er sich jedoch in 
Unkenntnis dessen freiwillig und ernstlich bemüht, die 
Ausführung zu verhindern oder den Erfolg abzuwenden. 

§ 83 StGB Körperverletzung 

 (1) Wer einen anderen am Körper verletzt oder an der 
Gesundheit schädigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu 
bestrafen. 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer einen anderen am Körper 
mißhandelt und dadurch fahrlässig verletzt oder an der 
Gesundheit schädigt. 

(3) Wer eine Körperverletzung nach Abs. 1 oder 2 an einer 
Person, die mit der Kontrolle der Einhaltung der 
Beförderungsbedingungen oder der Lenkung eines 
Beförderungsmittels einer dem öffentlichen Verkehr 
dienenden Anstalt betraut ist, während oder wegen der 
Ausübung ihrer Tätigkeit begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren zu bestrafen. 

§ 84 StGB Schwere Körperverletzung 

 (1) Wer einen anderen am Körper misshandelt und 
dadurch fahrlässig eine länger als vierundzwanzig Tage 
dauernde Gesundheitsschädigung oder Berufsunfähigkeit 
oder eine an sich schwere Verletzung oder 
Gesundheitsschädigung zufügt, ist mit Freiheitsstrafe bis 
zu drei Jahren zu bestrafen. 

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Körperverletzung 
(§ 83 Abs. 1 oder Abs. 2) an einem Beamten, Zeugen oder 
Sachverständigen während oder wegen der Vollziehung 

seiner Aufgaben oder der Erfüllung seiner Pflichten 
begeht. 

(3) Ebenso ist der Täter zu bestrafen, wenn er mindestens 
drei selbstständige Taten (§ 83 Abs. 1 oder Abs. 2) ohne 
begreiflichen Anlass und unter Anwendung erheblicher 
Gewalt begangen hat. 

(4) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren ist zu bestrafen, wer einen anderen am Körper 
verletzt oder an der Gesundheit schädigt und dadurch, 
wenn auch nur fahrlässig, eine schwere Körperverletzung 
oder Gesundheitsschädigung (Abs. 1) des anderen 
herbeiführt. 

(5) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Körperverletzung 
(§ 83 Abs. 1 oder Abs. 2) begeht 
1. auf eine Weise, mit der Lebensgefahr verbunden 

ist, 
2. mit mindestens zwei Personen in verabredeter 

Verbindung oder 
3. unter Zufügung besonderer Qualen. 

§ 85 StGB Körperverletzung mit schweren Dauerfolgen 

 (1) Wer einen anderen am Körper misshandelt und 
dadurch fahrlässig für immer oder für lange Zeit 
1. den Verlust oder eine schwere Schädigung der 

Sprache, des Sehvermögens, des Gehörs oder der 
Fortpflanzungsfähigkeit, 

2. eine erhebliche Verstümmelung oder eine auffallende 
Verunstaltung oder 

3. ein schweres Leiden, Siechtum oder Berufsunfähigkeit 
des Geschädigten, 

herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(2) Mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren ist zu 
bestrafen, wer einen anderen am Körper verletzt oder an 
der Gesundheit schädigt und dadurch, wenn auch nur 
fahrlässig, eine schwere Dauerfolge (Abs. 1) beim 
Verletzten herbeiführt. 

§ 86 StGB Körperverletzung mit tödlichem Ausgang 

 (1) Wer einen anderen am Körper misshandelt und 
dadurch fahrlässig dessen Tod herbeiführt, ist mit 
Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

(2) Wer einen anderen am Körper verletzt oder an der 
Gesundheit schädigt und dadurch fahrlässig dessen Tod 
herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu 
fünfzehn Jahren zu bestrafen. 

§ 125 StGB Sachbeschädigung 

Wer eine fremde Sache zerstört, beschädigt, verunstaltet 
oder unbrauchbar macht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 126 StGB Schwere Sachbeschädigung 

 (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist zu bestrafen, 
wer eine Sachbeschädigung begeht    

1.-5. […] 
7. durch die der Täter an der Sache einen 5 000 Euro 
übersteigenden Schaden herbeiführt. 

(2) Wer durch die Tat an der Sache einen 300 000 Euro 
übersteigenden Schaden herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 127 StGB Diebstahl 

Wer eine fremde bewegliche Sache einem anderen mit 
dem Vorsatz wegnimmt, sich oder einen Dritten durch 
deren Zueignung unrechtmäßig zu bereichern, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe 
bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 


